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Abstract 

Die Beschäftigungsquoten Älterer unterscheiden sich deutlich in den EU-Ländern. Dieser 

Beitrag vergleicht die Auswirkungen von institutionellen Strukturen in den Bereichen Ar-

beitslosenversicherung, Erwerbsminderung und der Alterssicherung auf die Beschäftigungs-

quote von 55-64-jährigen Personen in vier europäischen Wohlfahrtsstaaten: Deutschland, Ös-

terreich, Schweden und den Niederlanden. Wir finden wichtige Hinweise darauf, dass die 

institutionelle Ausgestaltung der sozialen Sicherungssysteme einen starken Einfluss auf die 

Beschäftigungsquoten Älterer hat. Dies führt zu einer Verzerrung der üblicherweise verwen-

deten Arbeitsmarktindikatoren und erschwert deren Vergleichbarkeit. 
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1 Einleitung 

Der Erwerbsstatus älterer Personen wird von einer Reihe von Faktoren beeinflusst. Neben 

makroökonomischen Faktoren, die die Nachfrage nach Arbeitskräften bestimmen, der Bran-

chenstruktur und individuellen Faktoren wie Qualifikation und Gesundheit, wirken soziale 

Sicherungssysteme auf das Arbeitsangebot und auf die Arbeitsnachfrage. Besonders gegen 

Ende der Erwerbskarriere beeinflussen soziale Regulierungen im Bereich der Arbeitslosen-

versicherung, der Erwerbsminderung und der Alterssicherung den Arbeitsmarktstatus. 

Dieser Beitrag vergleicht die Auswirkungen von institutionellen Strukturen in diesen drei so-

zialpolitischen Bereichen auf die Beschäftigungssituation von 55-64-jährigen Personen in 

Deutschland, Österreich, Schweden und den Niederlanden. Diese vier Vergleichsländer haben 

eine ähnliche Wirtschaftskraft und jeweils Beschäftigungsniveaus über dem EU-Durchschnitt 

– nichtsdestotrotz unterscheiden sie sich deutlich in Hinblick auf die Beschäftigungsquote 

Älterer. Alle untersuchten Länder haben in der Vergangenheit die Zugangsregelungen zu 

staatlichen Transfers an Ältere verschärft, etwa in den Bereichen des vorzeitigen Rentenan-

tritts, der Erwerbsminderungsrente sowie am Übergang zwischen Arbeitslosigkeit und Rente. 

Damit verbunden war eine – zum Teil starke – Erhöhung der Erwerbs- und Beschäftigungs-

quoten Älterer. Allerdings zeigen sich auch klare Unterschiede in der sozialpolitischen Be-

gegnung von individuellen Problemlagen. Personen, die sich in ähnlichen Lebenslagen befin-

den, können je nach nationalen institutionellen Regelungen in unterschiedlichen sozialen Si-

cherungssystemen aufscheinen und dadurch – statistisch betrachtet – einen unterschiedlichen 

Erwerbsstatus aufweisen (Famira-Mühlberger et al. 2015; Erlinghagen/Knuth 2010; Konle-

Seidl 2009; Erlinghagen/Zink 2008). Diese unterschiedliche Zuordnung führt zu einer Verzer-

rung der üblicherweise verwendeten Arbeitsmarktindikatoren (Beschäftigungs-, Inaktivitäts- 

oder Arbeitslosenquote) und erschwert deren Vergleichbarkeit. 

Dieser Beitrag gibt einen systematischen Überblick über den Einfluss von sozialpolitischen 

Regelungen auf den Erwerbsstatus von älteren Personen in den Vergleichsländern mit dem 

Ziel, die Gründe hinter der unterschiedlichen arbeitsmarktpolitischen Performanz zu beleuch-

ten. Kapitel 2 vergleicht den Erwerbsstatus älterer Personen in den ausgewählten Ländern, 

stellt die Definitionen des Erwerbsstatus im LFS (Labour Force Survey) vor und thematisiert 

potenziell damit verbundene Verzerrungen. Kapitel 3 analysiert institutionelle Unterschiede in 

den sozialpolitischen Bereichen Arbeitslosigkeit, Rente und Krankheit/Erwerbsunfähigkeit in 

den Vergleichsländern und deren Auswirkung auf statistische Arbeitsmarktindikatoren. Kapi-

tel 4 zieht das Fazit aus dieser Analyse. 

 



3 
 

2 Daten und Definitionen 

Aufgrund von demografischen Verschiebungen steigt das Durchschnittsalter der Bevölkerung 

im Erwerbsalter. Dadurch rückt die Beschäftigung Älterer vermehrt in den Mittelpunkt des 

arbeitsmarktpolitischen Interesses. Auf europäischer Ebene ist die Erhöhung der Arbeits-

marktbeteiligung (Beschäftigungsquote der 20- bis 64-Jährigen) erklärtes Ziel der Europa-

2020-Strategie. Augenmerk wird dabei auch auf die Beschäftigungsintegration Älterer gelegt. 

Die Beschäftigungsquoten der 55- bis 64-Jährigen divergieren in den vier Vergleichsländern 

stark. Während in Österreich lediglich 44,9% dieser Altersgruppe erwerbstätig sind, ist diese 

Quote in Schweden mit 73,6% um 28,7 Prozentpunkte höher. Deutschland und die Niederlan-

de liegen mit 63,6% und 60,1% jeweils dazwischen (LFS 2013). 

Abbildung 1: Verteilung der Bevölkerung 55-64 Jahre nach Erwerbsstatus und Geschlecht, 
2013 

Männer               Frauen 

 
 

Q: Eurostat (LFS), WIFO-Berechnungen. – Verteilung der Bevölkerung 55-64 Jahre insgesamt (Männer und 
Frauen gemeinsam) nach Erwerbsstatus: Deutschland 63,5 erwerbstätig, 3,9% arbeitslos und 32,6% inaktiv; 
Niederlande 60,1% erwerbstätig, 4,0% arbeitslos und 35,9% inaktiv; Österreich 44,9% erwerbstätig, 1,6% ar-
beitslos und 53,5% inaktiv; Schweden 73,6% erwerbstätig, 3,9% arbeitslos und 22,5% inaktiv; EU-28 50,1% 
erwerbstätig, 4,1% arbeitslos und 45,7% inaktiv. 

Deutliche Unterschiede zeigen die Beschäftigungsquoten nach Geschlecht: Bei den Männern 

variiert die Beschäftigungsquote Älterer zwischen 54,3% in Österreich und 76,9% in Schwe-

den. Stärker fällt die Spannweite bei den Frauen aus, sie reicht von 36,0% in Österreich bis 

70,3% in Schweden. Am geringsten ist das geschlechtsspezifische Beschäftigungsgefälle in 

Schweden (6,6 Prozentpunkte), am höchsten in den Niederlanden (20,2 Prozentpunkte).1 

                                                      
1 In Österreich beträgt das geschlechtsspezifische Beschäftigungsgefälle 18,3 Prozentpunkte, in Deutschland 
12,3 Prozentpunkte. 
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Abbildung 2: Inaktivitätsgründe der 55- bis 64-Jährigen Nichterwerbspersonen nach 
Geschlecht, 2013 

 Männer         Frauen 

 

 
Q: Eurostat (LFS-Sonderauswertung), WIFO-Berechnungen. Die Gruppe der Nichterwerbspersonen, die mit 
einer Wiedereinstellung rechnen, wurde unter die Gruppe der aus anderen Gründen und anderen persönlichen 
und familiären Gründen Erwerbsinaktiven subsumiert. Abweichungen von 100% erklären sich aus fehlenden 
Werten. 

Personen, die nicht in Beschäftigung stehen, zählen entweder zu den Arbeitslosen oder zu den 

Nicht-Erwerbspersonen (Inaktiven). Der Anteil der Inaktiven ist in der Altersgruppe der 55- 

bis 64-Jährigen in Österreich mit 53,5% am größten und in Schweden mit 22,5% am kleinsten 

(EU-28: 45,7%). Die Gründe der Inaktivität variieren nach Land und Geschlecht und sind 

nicht zuletzt auch Spiegelbild der nationalen Sozialsysteme: So sind etwa in Österreich die 

meisten älteren Inaktiven bereits in Rente, während in Schweden, wo es keine vorzeitige Ren-

te gibt, Krankheit und Erwerbsunfähigkeit am häufigsten als Grund für die Inaktivität genannt 

werden. Verzerrungen bei den Antworten sind hier jedoch nicht auszuschließen. So bekom-

men etwa dauerhaft Erwerbsunfähige in Österreich eine "Invaliditätspension", eine Leistung 

aus der gesetzlichen Alterssicherung. Das schwedische Pendant, der "Krankheitsausgleich", 

ist dagegen eine Leistung des Krankensystems. Beziehende der gleichen Leistung bezeichnen 

sich möglicherweise in Schweden eher als erwerbsunfähig und in Österreich eher als renten-

beziehend.  

Europaweit vergleichbare Daten zum Erwerbsstatus liefert die europäische Arbeitskräfteerhe-

bung (LFS), eine repräsentative Stichprobenbefragung der Wohnbevölkerung. Im LFS werden 

Personen als erwerbstätig eingestuft, wenn sie in der Referenzwoche mindestens 1 Stunde 

gearbeitet haben. Dies gilt auch für Personen mit aufrechten Dienstverhältnis, die in der Refe-

renzwoche nicht gearbeitet haben, sofern die Abwesenheit vom Arbeitsplatz  
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(1) weniger als 3 Monate beträgt,  

(2) länger als 3 Monate andauert und mindestens 50% des Entgelts fortbezahlt wird oder  

(3) eine der folgenden Ursachen hat: Unfall, vorübergehende Erwerbsunfähigkeit, Krank-

heit, Mutterschutz, Altersteilzeit oder Elternkarenz.  

Personen, die nicht erwerbstätig sind, sind entweder arbeitslos oder erwerbsinaktiv. Um als 

arbeitslos klassifiziert zu werden, müssen Arbeitslose in den letzten 4 Wochen aktiv nach 

Arbeit gesucht haben und innerhalb der folgenden 2 Wochen für eine Arbeitsaufnahme zur 

Verfügung stehen. Trotz einheitlicher Definitionen und Vorgaben zur Durchführung der Be-

fragung im Rahmen des LFS sind Verzerrungen nicht ausgeschlossen. Sie können innerhalb 

eines Landes unterschiedliche Bevölkerungsgruppen betreffen oder zwischen einzelnen Län-

dern auftreten; sie können das individuelle Antwortverhalten fragebogenbedingt oder durch 

kulturelle Normen und individuelle Wertvorstellungen (im Sinne einer sozial erwünschten 

Antwort) beeinflussen. Die Bedeutung sozialer Normen wird beispielsweise in einer Untersu-

chung von Hetschko et al. (2013) anhand des Rentenübertritts analysiert. Demnach steigt bei 

Personen, die aus der Arbeitslosigkeit in Rente wechseln, das subjektive Wohlbefinden ob-

wohl sich auf den ersten Blick ihre Lebensumstände nicht ändern. Tatsächlich entkommen sie 

jedoch durch den Erwerbsstatuswechsel dem sozialen Druck: Solange sie nicht in Rente sind, 

wird die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erwartet – Arbeitslosigkeit steht dieser Normvor-

stellung entgegen. Köhne-Finster/Lingnau (2008) weisen auf die Bedeutung des Alltagsver-

ständnisses von Begrifflichkeiten hin und die damit verbundenen Verzerrungen. Durch eine 

geänderte Befragungstechnik bei einer Nachbefragung im deutschen Mikrozensus stieg der 

Anteil der Erwerbstätigen, vor allem jener der geringfügig Beschäftigten.2 Hintergrund dürfte 

die Orientierung der Befragten an der Haupttätigkeit sein (z. B. Student/Studentin, Haus-

frau/Hausmann), wodurch Nebentätigkeiten nicht erwähnt wurden.  

3 Ausgewählte soziale Sicherungssysteme 

Im Folgenden werden die nationalen Sicherungssysteme im Fall von Arbeitslosigkeit, Alter, 

Krankheit bzw. Erwerbsunfähigkeit skizziert. Ausgeblendet werden jedoch Großteils Reform-

schritte; im Fokus steht somit der Rechtsstand im Jahr 2014. Für die vergleichende Darstel-

lung der sozialen Sicherungssysteme wurde auf die MISSOC Datenbank (Rechtsstand 

1.1.2014), der europäischen Datenbank für den Vergleich von Sozialschutzsystemen, sowie 

auf nationale und internationale Statistiken und Dokumentationen zurückgegriffen. Abgegli-

                                                      
2 Bei den 55- bis 64-Jährigen lag die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten in Deutschland im Jahr 
2007 um 1/3 über den Zahlen des Mikrozensus. Köhne-Finster/Lingnau (2008) vermuten, dass in dieser Alters-
gruppe vor allem Personen in Rente ihre geringfügige Erwerbstätigkeit nicht angegeben. 
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chen und komplettiert wurden diese Datenquellen durch die Einbindung nationaler Expertin-

nen und Experten im Rahmen von Fragebogeninterviews.3 

Die Darstellung der sozialen Sicherungssysteme konzentriert sich auf die Gruppe der Unselb-

ständigen. Innerhalb der Gruppe der Unselbständigen wurde die Betrachtung zudem auf die 

Bediensteten in der Privatwirtschaft eingeschränkt (Beamte bleiben unberücksichtigt). 

 

3.1 Soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit 

Ältere Arbeitslose haben es vergleichsweise schwieriger wieder eine Arbeitsstelle zu finden. 

Die Abgangsraten von Arbeitslosigkeit in Beschäftigung sind gering, das Risiko langzeitar-

beitslos zu werden, größer als bei Jüngeren (Eurofound 2013, OECD 2011). Der Verlust der 

Arbeitsstelle im Alter markiert mithin vielfach den ersten Schritt zum endgültigen Ausstieg 

aus dem Erwerbsleben.  

Im LFS gelten Personen als arbeitslos, wenn sie nicht erwerbstätig sind, arbeitswillig (aktive 

Suche) und arbeitsfähig (bereit für eine Arbeitsaufnahme). Der Bezug einer Arbeitslosenleis-

tung aus dem sozialen Sicherungssystem ist für die Klassifizierung im LFS dagegen irrele-

vant. Indirekt spielt die Ausgestaltung des sozialen Sicherungssystems im Fall von Arbeitslo-

sigkeit allerdings sehr wohl eine Rolle: Wie lange etwa eine Arbeitslosenversicherungsleis-

tung ausbezahlt wird und an Suchbemühungen geknüpft ist, ob eine Kumulierung mit Er-

werbseinkommen möglich ist, welche Folgeleistungen das soziale Sicherungssystem vorsieht 

und ob etwa älteren Arbeitslosen Ausstiegspfade aus dem Erwerbsleben angeboten werden.  

In der Literatur werden Leistungshöhe und Bezugsdauer als wesentliche Parameter des Ar-

beitslosenversicherungssystems identifiziert (Nickell/Layard 1999). So wird eine generöse 

Ausgestaltung einerseits als Mittel zur Erhöhung der Effizienz der Arbeitssuche gesehen, da 

Arbeitslose nicht gezwungen sind, die erst beste Arbeitsstelle anzunehmen. Andererseits wer-

den die negativen Auswirkungen auf die Suchbemühungen ins Treffen geführt, da sich der 

Druck auf Arbeitslose reduziert, möglichst rasch eine neue Arbeitsstelle anzunehmen. Empiri-

sche Arbeiten zeigen, dass die Ausweitung der maximalen Bezugsdauer von Arbeitslosengeld 

zu einer Erhöhung der durchschnittlichen Arbeitslosendauer führt (etwa Katz/Meyer 1988; 

Lalive/Zweimüller 2002; Kyyrä/Ollikainen 2008; Farber/Valletta 2013). Für Österreich unter-

sucht Lalive (2008) die Wirkung der 1988 eingeführten längeren Bezugsdauer von Arbeitslo-

                                                      
3 Deutschland: Regina Konle-Seidl (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, IAB), Schweden: Anders 
Forslund (Institut for Labour Market Policy Evaluation, IFAU), Niederlande: Lei Delsen (Radboud University 
Nijmengen, Institut for Management Research).  
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sengeld (um 3 Jahre für Arbeitslosen ab 50 Jahre) in ausgewählten, besonders stark vom 

Strukturwandel betroffenen Regionen. Je zusätzlicher Woche Arbeitslosengeldbezug stieg die 

Arbeitslosigkeitsdauer bei Männern um 0,09 und bei Frauen um 0,32 Wochen. Umgekehrt 

zeigen Lo et al. (2013) für Deutschland, dass die Verkürzung der maximalen Bezugsdauer für 

ältere Arbeitslose im Jahr 2006 zu einem schnelleren Abgang in Beschäftigung geführt hat.  

3.1.1 Die Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherungssysteme 

Die Arbeitslosenversicherung ist in Österreich, Deutschland und den Niederlanden obligato-

risch und beitragsfinanziert mit einer einkommensabhängigen Leistung. In Schweden ist die 

Arbeitslosenversicherung freiwillig. Arbeitslose mit einer Mitgliedschaft in einer schwedi-

schen Arbeitslosenversicherung erhalten eine aus Mitgliedsbeiträgen und Arbeitgeberbeiträ-

gen finanzierte entgeltabhängige Leistung, Arbeitslosen ohne Mitgliedschaft steht eine aus 

Arbeitgeberbeiträgen finanzierte pauschale Grundleistung zu.  

Der Bezug von Arbeitslosengeld ist an Mindestversicherungszeiten geknüpft; diese sind in 

Deutschland und Österreich an ein Mindesteinkommen, in den Niederlanden und Schweden 

an ein Mindeststundenausmaß gekoppelt: In Österreich und Deutschland müssen Arbeitslose 

in den letzten 2 Jahren für mindestens 12 Monate versicherungspflichtig4 beschäftigt gewesen 

sein. Daneben gibt es in Österreich kürzere Anwartschaftszeiten für unter 25-Jährige und in 

Deutschland für überwiegend befristet beschäftigte Personen. In Schweden müssen Arbeitslo-

se in den letzten 12 Monaten entweder mindestens 6 Monate zu jeweils mindestens 80 Mo-

natsstunden gearbeitet haben oder an 6 aufeinanderfolgenden Monaten insgesamt 480 Stun-

den (mit monatlich mindestens 50 Stunden). In den Niederlanden müssen Arbeitslose in den 

letzten 36 Wochen 26 Wochen beschäftigt gewesen sein (mindestens 1 Tag pro Woche) um 3 

Monate Arbeitslosengeld beziehen zu können (Wochen-Bedingung). Für einen längeren An-

spruch müssen Arbeitslose zusätzlich in den letzten 4 von 5 Kalenderjahren jeweils 208 Stun-

den pro Jahr beschäftigt gewesen sein (Jahres-Bedingung). 

Die Leistungshöhe lässt sich weit schwerer vergleichen als die Regelungen zur Anwartschaft: 

In den beiden deutschsprachigen Ländern wird die Höhe des Arbeitslosengeldes5 als Prozent-

satz des Nettolohns definiert, in Schweden und den Niederlanden vom Bruttolohn. Die Netto-

ersatzrate beträgt in Österreich 55%, kann jedoch durch Familienzuschläge oder einem allfäl-

ligen Ergänzungsbetrag auf bis zu 80% steigen. In Deutschland beträgt die Nettoersatzrate 

                                                      
4 Österreich: monatliches Einkommen über der Geringfügigkeitsgrenze (2014: € 395,31). Deutschland: monatli-
ches Einkommen über der Mini-Job-Grenze (€ 450). 
5 ALG I in Deutschland. Die Anschlussleistung, ALG II, richtet sich nicht nach dem vorherigen Einkommen.  
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60% bzw. 67% (Arbeitslose mit Kindern). In den Niederlanden sinkt die Höhe des Arbeitslo-

sengeldes nach zwei Monaten von 75% auf 70% des letzten Tageseinkommens und unterliegt 

der Besteuerung und der Sozialversicherungspflicht. In Schweden sinkt die Höhe des Arbeits-

losengeldes im Rahmen der freiwilligen Arbeitslosenversicherung nach 200 Tagen von 80% 

auf 70% und unterliegt ausschließlich der Besteuerung.  

Aufgebessert werden kann der Bezug von Arbeitslosengeld durch Erwerbsarbeit nur in den 

beiden deutschsprachigen Ländern. Die Kumulierung ist in Österreich bis zu einem Erwerbs-

einkommen von monatlich € 395,31 (2014) möglich, höhere Einkommen führen zum Verlust 

des Arbeitslosenanspruchs.6 Deutschland sieht dagegen einen Freibetrag von € 165 pro Monat 

vor, der Arbeitslosen bis zu einer Wochenarbeitszeit von 15 Stunden zusteht.  

Der Arbeitslosenstatus ist in allen Ländern an Suchbemühungen geknüpft. Insofern sollten 

sich Arbeitslose für die Dauer des Arbeitslosengeldbezugs – sofern sie keiner Nebenbeschäf-

tigung nachgehen – im LFS als arbeitslos klassifizieren. Die Vergleichbarkeit der maximalen 

Bezugsdauer zwischen den Ländern ist aber, ähnlich der Leistungshöhe, schwierig. Die ma-

ximale Bezugsdauer von Arbeitslosengeld beträgt in Schweden 300 Tage (450 Tage für Per-

sonen mit Kindern unter 18 Jahren). Da jedoch Arbeitslosengeld lediglich an maximal 5 Ta-

gen die Woche (Montag bis Freitag) ausbezahlt wird7, entspricht dies 420 (630) Kalenderta-

gen. In Deutschland und Österreich hängt die maximale Bezugsdauer von der Versicherungs-

dauer und dem Alter der Arbeitslosen ab: Je nach vorangegangener sozialversicherungs-

pflichtiger Beschäftigungsdauer kann in Deutschland Arbeitslosengeld (ALG I) zwischen 6 

und 12 Monate, in Österreich zwischen 20 und 30 Wochen bezogen werden. Die potenzielle 

Bezugsdauer steigt in Deutschland sprunghaft mit 50, 55 und 58 Jahren an und erreicht mit 58 

Jahren ein Maximum von 24 Monaten (mindestens 48 Versicherungsmonate); in Österreich 

steigt sie ab dem Alter von 40 Jahren und nochmals mit 50 Jahren auf ein Maximum von 52 

Wochen an (mindestens 468 Versicherungswochen in den letzten 15 Jahren ab Vollendung 

des 50. Lebensjahres). Die verhältnismäßig kurze Dauer wird in Österreich durch die Teil-

nahme an Schulungsmaßnahmen aliquot verlängert, in Deutschland nur teilweise.8 In den 

Niederlanden erhalten Arbeitslose mindestens für 3 Monate Arbeitslosengeld, maximal je-

doch für 38 Monate. Die Maximaldauer richtet sich nach der vorangegangenen sozialversi-

cherungspflichten Beschäftigung – pro Beschäftigungsjahr wird ein Anspruch von einem Mo-
                                                      
6 Die Kombination von Arbeitslosengeldbezug und geringfügiger Beschäftigung hatten 2013 rund 24.400 Perso-
nen in Österreich (Haydn 2014), das entspräche knapp 11% der Erwerbslosen gemäß LFS. 
7 http://www.arbetsformedlingen.se/download/18.485c28d13a023c42718d9/1401114630581/ersattning-
tyska.pdf. 
8 In Österreich erhöht sich die Bezugsdauer im Rahmen einer beruflichen Rehabilitation auf 78 Wochen. In 
Deutschland reduziert sich die Arbeitslosengeldbezugsdauer um 1 Tag pro zwei Tage Schulungsteilnahme. 
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nat erworben, eine Regelung die vor allem Älteren zu Gute kommt, da die Erwerbsdauer mit 

zunehmenden Alter tendenziell steigt.9  

Ist der Arbeitslosengeldbezug ausgeschöpft, gibt es unter bestimmten Bedingungen in 

Deutschland (ALG I), Österreich sowie den Niederlanden eine Anschlussleistung im Arbeits-

losenversicherungssystem. In den beiden deutschsprachigen Ländern (Grundsicherung bzw. 

ALG II, Notstandshilfe) ist u. a. Hilfsbedürftigkeit Voraussetzung, in den Niederlanden 

(IOW, IOAW) ist sie älteren Arbeitslosen vorbehalten. 

Mit Blick auf die Erfassung des Erwerbsstatus in der Arbeitskräfteerhebung hat die in 

Deutschland und Österreich geltende Regelung zur Kumulierung von Erwerbseinkommen mit 

einem Leistungsbezug in der Arbeitslosenversicherung die stärkste positive Wirkung auf die 

Beschäftigungsquote: Sie gelten trotz Leistungsbezug im LFS als erwerbstätig. In den Nieder-

landen und Schweden ist ein Hinzuverdienst dagegen ausgeschlossen; in den Niederlanden 

kumuliert dies zudem mit einer relativ langen Bezugsdauer von maximal 38 Monaten.  

3.1.2 Sonderleistungen für ältere Arbeitslose im Arbeitslosenversicherungssystem 

Sonderleistungen für Ältere im Arbeitslosenversicherungssystem (aber auch im Rentenversi-

cherungssystem) wurden lange Zeit als Antwort auf Strukturprobleme am Arbeitsmarkt gese-

hen. Durch die Angebotsreduktion sollte die Arbeitslosigkeit bekämpft werden. Angesichts 

des demographischen Wandels und einer nachhaltigen Finanzierung der sozialen Sicherungs-

systeme wurden aber in den letzten Jahren zusehends frühzeitige Ausstiegspfade aus dem 

Erwerbsleben geschlossen (Famira-Mühlberger et al. 2015).  

Die Niederlande, Österreich und Deutschland sehen nach wie vor – allerdings zumeist mit 

Auslaufcharakter – Sonderleistungen für ältere Arbeitslose vor; in Schweden gibt es dagegen 

keine. Deutschland sieht bis 2016 eine – mit Abschlägen verbundene – vorzeitige Rente we-

gen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit10 vor. Sie ist bestimmten Altersjahrgängen vor-

behalten und setzt im Wesentlichen ein Mindestalter von 63 Jahren sowie ein Jahr Arbeitslo-

sigkeit oder zwei Jahre Altersteilzeit voraus.11 In Österreich wurde die vorzeitige Alterspensi-

                                                      
9 Die Anzahl der Beschäftigungsjahre wird aus der Summe der fiktiven Erwerbskarriere und dem tatsächlichen 
Erwerbsverlauf ermittelt. http://www.government.nl/files/documents-and-publications/leaflets/2011/10/20/q-a-
unemployment-insurance/q-a-unemployment-insurance.pdf.  
10 Vorzeitige Alterspension wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit für Altersjahrgänge bis 1951. Der 
Abschlag beträgt 0,3% pro Bezugsmonat vor dem Regelpensionsalter und ist begrenzt mit 7,2% (Quelle: 
http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/rentenpolitik/142648/vorgezogene-altersrenten-und-abschlaege). 
11 Weitere Bedingungen im Detail siehe Homepage der deutschen Rentenversicherung: http://www.deutsche-
rentenversiche-
rung.de/Allgemein/de/Navigation/2_Rente_Reha/01_Rente/01_allgemeines/03_rentenarten_und_leistungen/06_
altersren-



10 
 

on wegen Arbeitslosigkeit mit 1.1.2004 abgeschafft. Parallel dazu wurde zur Vermeidung 

sozialer Härtefälle bis 2015 das sogenannte Übergangsgeld eingeführt. Der Höhe nach ent-

spricht das Übergangsgeld dem Arbeitslosengeld, zuzüglich eines Zuschlags von 25% und ist 

an ein Mindestalter sowie eine bestimmte arbeitslosen- sowie sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigungsdauer geknüpft.12 Personen mit Übergangsgeldbezug sollten in der Arbeits-

kräfteerhebung als Inaktive gezählt werden, da sie von der Arbeitssuche befreit sind;13 kumu-

lieren sie den Übergangsgeldbezug mit einem geringfügigen Erwerbseinkommen, sind sie 

hingegen erwerbstätig. Ebenso wie in der deutschen Regelung kann das Übergangsgeld auch 

nach der Altersteilzeit beansprucht werden um etwaige Lücken, die sich aus rentenrechtlichen 

Änderungen ergeben, zu überbrücken. Das Instrument der Altersteilzeit in Österreich sieht 

eine Arbeitszeitreduktion bei teilweisem Verdienstausgleich älterer Erwerbstätiger vor.14 Da-

mit soll ein gleitender Übergang vom Berufsleben in die Rente ermöglicht werden. Personen 

in Altersteilzeit sind jedenfalls im LFS als Erwerbstätige auszuweisen – im Fall der Blockva-

riante wird die Beschäftigungsquote allerdings überschätzt. Die deutsche, von der Bundes-

agentur für Arbeit geförderte Regelung zur Altersteilzeit lief 2013 endgültig aus (Bock-

Schappelwein et al. 2014). Nichtsdestotrotz können weiterhin betriebliche oder tarifvertragli-

che Regelungen in Deutschland eine Altersteilzeit vorsehen (allerdings ohne staatliche Förde-

rung). 

Das niederländische Arbeitslosenversicherungssystem sieht unter bestimmten Voraussetzun-

gen für ältere Arbeitslose eine Anschlussleistung an den Arbeitslosengeldbezug vor: Für Älte-

re ab dem Alter von 60 Jahren gibt es vorläufig bis 1.1.2020 eine Arbeitslosenhilfe (IOW), 

und für Ältere ab dem Alter von 50 Jahren eine bedürftigkeitsgeprüfte15 Leistung (IOAW). 

Beide Leistungen entbinden nicht von der Verpflichtung eine Arbeit zu suchen, zudem gibt es 

keinen Einkommens- oder Berufsschutz. Die Verpflichtung zur Arbeitssuche erstreckt sich 

beim IOAW Leistungsbezug auch auf den Partner bzw. die Partnerin. Nachdem das nieder-

ländische Arbeitslosenversicherungssystem eine Kumulierung mit Erwerbseinkommen nicht 

                                                                                                                                                                      
te_fuer_arbeitslosigkeit_node.html;jsessionid=5AAAFA8BC3907EF37550331C4767BEC9.cae04#doc189696bo
dyText1. Bis Ende 2014 war aufgrund des Vertrauensschutzes ein Antrittsalter von 60 Jahren möglich.  
12 https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/27/Seite.270205.html (Quelle: Homepage des öster-
reichischen Bundeskanzleramts). 
13 Quelle: http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitslosigkeit/Uebergangsgeld.html  
14 50% vom Lohnausfall ersetzt der Arbeitgeber, die Sozialversicherung muss der Arbeitgeber für die bisherige 
Höhe unverändert weiterbezahlen. Teile der Mehrkosten übernimmt das öffentliche Arbeitsmarktservice (AMS). 
Anspruchsberechtigt sind erwerbstätige Männer ab 58 und erwerbstätige Frauen ab 53 Jahren; die Arbeitszeitre-
duktion muss 40% bis 60% betragen und kann gleichmäßig auf die Laufzeit des Altersteilzeitmodells verteilt 
werden oder geblockt konsumiert werden. In der ersten Phase sieht die Blockvariante keine Arbeitszeitreduktion 
vor, in der zweiten Phase ist die Person in Altersteilzeit gänzlich freigestellt. 
15 Bei der Bedürftigkeitsprüfung wird das gesamte Haushaltseinkommen berücksichtigt. Ab 1. Jänner 2015 kön-
nen nur mehr vor 1965 Geborene IOAW beantragen. 
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vorsieht, sollten sich IOW oder IOAW Leistungsbeziehende in der Arbeitskräfteerhebung als 

arbeitslos einstufen.  

 

3.2 Soziale Sicherung beim Erwerbsaustritt im Alter 

Anspruchsvoraussetzungen und Leistungshöhen in den Vergleichsländern differieren – so wie 

in der Arbeitslosen- und Krankenversicherung – auch in den Alterssicherungssystemen. Es 

gibt jedoch auch einen strukturellen Unterschied: Die Alterssicherung findet in einem unter-

schiedlichen Ausmaß über subsidiäre Grundsicherungselemente (Volkspension in den Nieder-

landen), über verpflichtende gesetzliche (erste Säule) teilweise verpflichtend bis freiwillige 

betriebliche (zweite Säule) und über private Vorsorgesysteme (dritte Säule) statt.  

In Österreich, Deutschland und Schweden stellt die erste Säule die Haupteinkommensquelle 

nach dem Erwerbsaustritt dar. In den Niederlanden hingegen nimmt die zweite Säule der Be-

triebspensionen eine wichtige Funktion für die Alterseinkommen ein. Die Aufteilung des Al-

tersrisikos auf unterschiedlichen Säulen erfolgt in den Niederlanden und in Schweden syste-

matisch und verpflichtend, hier gibt es entsprechende gesetzliche Vorgaben, während in 

Deutschland und Österreich die Risikostreuung auf individueller, freiwilliger bzw. betrieblich 

freiwillig angebotenen Zusatzsysteme beruht (DIW 2012; Corneo et al. 2009).  

Die Aufwendungen der ersten Säule in den Niederlanden lagen 2010 bei 6,8% und jene der 

zweiten Säule bei 4,9% des BIP (European Economy 2012).16 Die vergleichbaren Betriebs-

pensionsaufwendungen in Schweden betragen 1,5% des BIP; für Deutschland und Österreich 

gibt es im Ageing Report 2012 der Europäischen Kommission – aufgrund des geringen Um-

fangs – keine Angaben dazu. Die unterschiedliche Verantwortung der genannten Säulen für 

die Alterssicherung beeinflusst den Arbeitsmarktstatus Älterer: Einerseits hängt die individu-

elle ökonomische Alterssicherung – und damit die Rahmenbedingungen für den individuellen 

endgültigen Erwerbsaustritt – in den Ländern mit systematischer Risikostreuung maßgeblich 

von der Branche, den jeweiligen betrieblichen Regelungen, dem individuellen Einkommen 

etc. der Versicherten ab, was bedeutet, dass sich diese individuellen Rahmenbedingungen 

innerhalb eines Landes unterscheiden (Blank 2014; TNS 2012; Fröhler et al. 2013). Anderer-

seits liegt ein ungleicher Verpflichtungsgrad des Drei-Säulen-Modells in den Untersuchungs-

ländern vor, sodass die Beschäftigungsquoten in einem unterschiedlichen Ausmaß von der 

                                                      
16 Die Volkspension ist für die gegenwärtigen RentnerInnen in den Niederlanden derzeit noch die wichtigste 
Säule, erst ab 2040 sollte mehr als die Hälfte der Alterseinkommen aus der zweiten Säule kommen (De-
ken/Maarse 2013). 
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institutionellen Ausgestaltung17 der gut dokumentierten und transparenten ersten Säule be-

stimmt sind (Österreich versus Niederlande).  

Die institutionelle Ausgestaltung der Alterssicherungssysteme, allen voran die Altersgrenzen-

für die Altersleistungen in den drei Säulen sowie die Erwerbsmöglichkeiten bei gleichzeiti-

gem Leistungsbezug, entscheiden über die Höhe der Beschäftigtenzahlen gemäß LFS. Bislang 

fand die simultane Betrachtung der ersten und der zweiten Säule mit ihren Anreizwirkungen 

auf Erwerbsaustritt bzw. die Beschäftigungsintensität im höheren Erwerbsalter nicht ausrei-

chend Eingang in der Literatur.  

3.2.1 Gesetzliche Altersgrenzen  

Die gesetzlichen Altersgrenzen unterscheiden sich in den Vergleichsländern, obwohl zahlrei-

che Reformen in der Vergangenheit die Altersgrenzen in allen Ländern erhöhten. Die nied-

rigste Altersgrenze in der gesetzlichen Alterssicherung haben Frauen in Österreich,18 sie kön-

nen mit der Vollendung des 60. Lebensjahres abschlagsfrei in Rente gehen. In Deutschland 

liegt die Regelaltersgrenze bei 65 Jahren,19 im schwedischen Alterskorridor reduzierte sich 

der Leistungsbezug ab 65 Jahren nicht mehr und in den Niederlanden ist die Volksrente im 

Alter von 65 Jahren und 2 Monaten (2014) möglich20. Tatsächlich liegt das effektive Er-

werbsaustrittsalter in den Vergleichsländern niedriger als diese Altersgrenzen; es streut zwi-

schen 59,4 Jahre (Frauen in Österreich) und 66,1 Jahre (Männer in Schweden) (OECD, 2013).  

Unter der Annahme einer (1) hohen Präferenz der Versicherten für einen früheren Zeitpunkt 

(Blanchet/Debrand 2008; van Soest et al. 2006), (2) einer angespannten Arbeitsmarktlage für 

Ältere (Bäcker et al. 2010) und (3) eines entsprechenden Leistungsniveaus (beispielsweise 

Lühten 2014) bestimmen die institutionellen Ausstiegspfade die Beschäftigungsquoten im 

Alter maßgeblich. Erwartungsgemäß niedrig ist die Beschäftigungsquote der 55- bis 64 jähri-

gen Frauen in Österreich (36%) gegenüber jener der Frauen in Schweden mit 70,3% (2013). 

Aber auch innerhalb eines Landes variieren trotz einheitlicher Altersgrenzen die geschlechts-

                                                      
17 Die Analyse der institutionellen Rahmenbedingungen der ersten Säule dominieren in empirischen Arbeiten 
zum Ländervergleich des Rentenübertrittsgeschehens; die wachsende Bedeutung der betrieblichen Sicherungs-
systeme muss erst entsprechenden Eingang finden.  
18 In Österreich erfolgt die Angleichung auf das 65. Lebensjahr nach dem derzeitigen Rechtsstand zwischen 2027 
und 2033. 
19 Erhöhung auf 67 für Jahrgänge 1994 und später, Übergangsregelungen für die Geburtsjahrgänge 1947-1963.  
20 In den Niederlanden ist die Anhebung dieser Altersgrenzen auf 67 ab 2021 beschlossen. 
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spezifischen Beschäftigungsquoten, in den Niederlanden beträgt die Differenz 20,2 Prozent-

punkten und in Schweden 6,6 Prozentpunkte.21 

Darüber hinaus gibt es vorzeitige Altersleistungen. In Deutschland besteht für besonders lang-

jährig Versicherte (45 Versicherungsjahren) ab einem Alter von 63 Jahren die Möglichkeit 

des vorzeitigen, abschlagfreien Renteneintritts, für langjährig Versicherte ab dem 63. Lebens-

jahr einen Übertritt mit Abschlägen,22 ebenso wie für schwerbehinderte23 und für erwerbsge-

minderte Menschen.24 Langzeitversicherte Frauen bzw. Männer (40 bzw. 45 Beitragsjahre) in 

Österreich können ab 58 bzw. 62 Jahren mit Abschlägen vorzeitig ihre gesetzliche Altersleis-

tung erhalten, bei Langzeitversicherten mit 10 Jahre Schwerarbeit zu geringeren Abschlags-

sätzen. Die Korridorpension ermöglicht eine Altersleistung ab einem Alter von 63 Jahren bei 

38,5 (ab 2017: 40) Versicherungsjahren mit höheren Abschlägen. In Schweden gibt es einen 

Alterskorridor für den Rentenzugang für die umlage- wie auch die kapitalfinanzierte einkom-

mensabhängige Rente (income pension, premium pension) mit der Untergrenze von 62 Jah-

ren; die Grundrente/Volksrente steht hingegen erst ab 65 Jahren zu. Dieser Teil der Alterssi-

cherung kann im Gegensatz zur einkommensabhängigen Rente nicht vorgezogen werden, 

ebenso wenig wie die niederländische Volksrente (Zugangsalter 65 Jahre und 2 Monate, Er-

höhung auf 67 Jahre beschlossen). In den Niederlanden und in Schweden weichen die Alters-

grenzen der Betriebspensionen (zweite Säule) von jenen der gesetzlichen Alterssicherung ab: 

in Schweden ist ein vorzeitiger Übertritt ab dem 55. Lebensjahr möglich und auch niederlän-

dischen Tarifverträge erlauben vorgezogene Altersleistungen (OECD 2009); in beiden Län-

dern werden einheitlich (höhere) Altersgrenzen diskutiert (Baroni/Axelsson 2012, Beets-

ma/Romp 2013). Über das Ausmaß der Inanspruchnahme niederländischer Betriebspensionen 

sind, ebenso wie über das Ausmaß der möglichen Teil-Pensionen, aufgrund der dezentralen 

Organisation der Pensionsfonds, keine Daten vorhanden. Das Ausmaß der Teilzeitarbeit in der 

Altersgruppe der 50- bis 64-Jährigen ist allerdings hoch (Frauen 64%, Männer 12%), hier ist 

eine Kombination aus Erwerbsarbeit und Pensionsbezug wahrscheinlich und auch beschäfti-

gungsfördernd (OECD 2014). 

                                                      
21 Die Altersrente für Frauen in Deutschland und das niedrige Frauenantrittsalter in Österreich sind erwartungs-
gemäß mit unterschiedlichen Beschäftigungsquoten verbunden.  
22 Die auslaufende Altersrente für Frauen der Geburtsjahrgänge bis 1951 bietet noch die Möglichkeit eines 
vorzeitigen Erwerbsaustritts.  
23 Schwerbehinderung liegt dann vor, wenn eine Behinderung von 50% und mehr festgestellt wurde. 
24 Das Zugangsalter lag 2013 beim 60. Lebensjahr mit Abschlägen, Erhöhung auf das 65. Lebensjahr für alle 
nach 1.1.1952 Geborenen. Von den neuzuerkannten Altersrenten wurden immerhin 12% (das sind rund 66.00 
Personen) wegen Schwerbehinderung zuerkannt (Deutsche Rentenversicherung 2014A). 
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 3.2.2 Kombinationsmöglichkeit von Teilleistungen und Erwerbstätigkeit 

Die Zurechnung der Personen im LFS mit einer Stunde Arbeit in der Referenzwoche zur 

Gruppe der Erwerbstätigen kann auch dann erfolgen, wenn neben der Erwerbstätigkeit ein 

Altersleistungsbezug vorliegt. Das Zusammentreffen von Erwerbstätigkeit und Alterstransfer 

ermöglicht nicht nur einen gleitenden Erwerbsausstieg für die Betroffenen, sondern auch hö-

here Beschäftigungsquoten. 

In Deutschland und Schweden sind Teilaltersrenten25 bei den einkommensabhängigen Alters-

leistungen möglich, die Volkspension in den Niederlanden und die Garantiepension in 

Schweden können hingegen nicht als Teilleistungen bezogen werden.26 Das österreichische 

Altersteilzeitgeld ermöglicht fünf Jahre vor dem gesetzlichen Alter einen gleitenden Er-

werbsausstieg, es handelt sich dabei aber um eine Leistung (für Versicherte und Unterneh-

men) der Arbeitslosenversicherung.  

Umgekehrt besteht sowohl in Deutschland als auch in Österreich die Möglichkeit, bei vorzei- 

tigen Altersbezügen (in Deutschland auch bei der vollen Erwerbsminderungsrente) bis zu ei-

nem Mindestausmaß erwerbstätig zu sein: In Österreich ist vor der Regelaltersgrenze ein Zu-

verdienst bis zur Geringfügigkeitsgrenze (2014: 395,31 Euro) und in Deutschland bis 450 

Euro möglich, mit dem Regelrentenalter fällt diese Einschränkung in beiden Ländern weg. 

Tatsächlich gab es 2013 in Österreich knapp 49.000 geringfügig Beschäftigte Personen mit 

einer Altersleistung (Haydn 2014), sie sollten im LFS als erwerbstätig gezählt werden. Beim 

Überschreiten der Zuverdienstgrenze vor dem Regelalter in Deutschland wird die Leistung in 

eine Teilrente umgewandelt. In Schweden führen die Kombination des Lebenserwartungsfak-

tors (bei der Berechnung der Altersleistung) und die steuerliche Förderung des Erwerbsein-

kommens ab dem 65. Lebensjahr zu positiven Beschäftigungseffekten (Baroni/Axelsson 

2012). Eine Verallgemeinerung der niederländischen betrieblichen Bestimmungen kann nicht 

gemacht werden, die Volkspension wird bei zusätzlichen Einkünften (aus Betriebsaltersleis-

tungen oder Aktiveinkommen) in vorgegebenen Grenzen eingeschliffen.  

3.2.3 Zu- und Abschläge in der Altersleistungsberechnung  

Empirische Arbeiten zeigen, dass finanzielle Anreize des Alterssicherungssytems einerseits 

nicht alle Versichertengruppen gleichermaßen treffen (Blossfeld et al. 2011), da sie meist an 

                                                      
25 Der Teilrente ist in Deutschland nicht weit verbreitet, 2013 wählten rund 3.300 Personen diese Variante (Deut-
sche Rentenversicherung 2014).  
26 Ausmaß und Umfang von betrieblichen Teilpensionen in den Niederlanden ist nicht zentral dokumentiert und 
kann hier nicht beurteilt werden.  
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aktive Beschäftigung geknüpft sind (Radl 2013). Andererseits müssen die Anreize von den 

Versicherten auch wahrnehmbar sein (Lamla/Coppola 2013).  

Die häufigsten Instrumente der finanziellen Anreize sind Ab- bzw. Zuschläge bei der Berech-

nung der Rentenhöhe. Die Abschläge bei vorgezogenem Rentenantritt variieren zwischen 

3,6% in Deutschland (Minimum in den Vergleichsländern) und 5,1% in Österreich27 (Maxi-

mum in den Vergleichsländern) für jedes Jahr des vorzeitigen Rentenübertritts. In Schweden – 

ab 2019 auch in den Niederlanden – kommt darüber hinaus ein Abschlagsfaktor auf der 

Grundlage der (Rest-)Lebenserwartung beim Rentenantritt zur Anwendung. Ziel dieser beiden 

Abschlagsarten ist die Reduktion der Pensionshöhe bei vorzeitigem Rentenantritt zur Anglei-

chung der summierten individuellen Rentenbezüge an Fälle mit späterem Rentenantritt und 

kürzerer Rentenbezugsdauer. Die Abschlagshöhe bewegt sich zwischen versicherungsmathe-

matischer Fairness28 und sozialem Ausgleich. Die Abschlagshöhe ist durch die Gewichtung 

der beiden konträren Zielsetzungen, Versicherungsprinzip einerseits und soziale Absicherung 

andererseits, determiniert (Börsch-Supan 2004; Brunner/Hoffmann 2010). Empirische Befun-

de zeigen hier eine stärkere Reaktion von Abschlägen beim Zugangsverhalten von Männern 

und einen deutlich schwächeren Effekt bei Frauen (Berkel/Börsch-Supan 2003). 

Die zwischen 2000 und 2013 um rund 20 Prozentpunkte gestiegene Beschäftigungsquote der 

60- bis 65-Jährigen in Schweden kann nicht einzig auf die finanziellen Anreize des neuen 

Rentensystems zurückgeführt werden, die teils vom Einkommensteuersystem verstärkt wer-

den (Johansson et al. 2014). Manoli/Weber (2012) folgern aus ihrer Arbeit über Österreich, 

dass das gesetzliche Antrittsalter einen stärkeren Einfluss auf den Rentenantritt hat als die 

vorhandenen finanziellen Anreize.  

In Deutschland ist der Anteil der Verrentungen vor dem Regelrentenalter hoch: 2013 wurden 

bei den Altersrenten 54% vorzeitig und 46% zum bzw. nach dem gesetzlichen Antrittsalter 

verrentet. Gemäß den Analysen von Kluth (2014) gibt es in Deutschland eine sehr hohe Ak-

zeptanz der Abschläge für den vorzeitigen Rentenantritt, der gegenwärtig 3,6% für jedes Jahr 

beträgt. Aus der Sicht aller Direktrenten (Altersrenten und Erwerbsminderungsrenten) erfolg-

ten nur 37% im Alter von 65 und mehr Jahren und damit abschlagsfrei (Deutsche Rentenver-

sicherung 2014A). Kluth (2014) schätzt darüber hinaus, dass bei einer Verdoppelung der Ab-

                                                      
27 Der Abschlag für Langzeitversicherte beträgt 4,2% p.a., bei langzeitversicherte Schwerarbeiter 1,8% p.a. und 
für Korridorpensionen (40 Versicherungsjahre ab 63 für alle ab 1.1.1955 geborenen Männer) 5,2% p.a. 
28 Diese Fairness wäre gegeben, wenn die gezahlten Prämien den erwarteten Versicherungsleistungen entspre-
chen; Umverteilungselemente wären hier nicht vorhanden/berücksichtigt. 
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schläge auf 7,4% p.a. nur die Hälfte der Betroffenen reagieren und den Rentenantritt nach 

hinten verschieben würde.  

Während Abschläge einen finanziellen Anreiz bieten sollen nicht vorzeitig in Rente zu gehen, 

sollen Zuschläge einen finanziellen Anreiz bieten um über das gesetzliche Rentenalter hinaus 

in Beschäftigung zu bleiben. Der Zuschlagsfaktor in Deutschland liegt bei 6% p.a. für den 

Rentenantritt nach dem gesetzlichen Rentenalter. In Österreich gibt es zwar einen Zuschlag 

von 4,2% p.a. für Personen, die über das gesetzliche Renteneintrittsalter hinaus erwerbstätig 

sind, jedoch zeigt die niedrige Zahl an Personen, die nach 60 bzw. 65 tatsächlich erwerbstätig 

sind die geringe Anreizwirkung.29 Im Jahr 2014 wurde in Schweden nach den großen Refor-

men 1994/199830 erstmals eine Kohorte (Geburtsjahrgang 1952) nach dem neuen System ab-

gerechnet, bis dahin wirkten Übergangsbestimmungen. Beim Rentenantritt wird das fiktive 

Rentenkapital aufgewertet und anhand der Restlebenserwartung in eine Annuität umgerech-

net. Je später der Rentenantritt erfolgt desto höher ist – aufgrund der kürzeren Lebenserwar-

tung – die _Rente. Im Jahr 2013 erfolgten 80% der Zugänge vor der Vollendung des 65. Le-

bensjahres (SOU 2013). Der Anteil jener die vor dem 65. Lebensjahr pensioniert wurden, ist 

höher als ursprünglich erwartet (Baroni/Axelsson 2012).  

3.2.4 Weiter monetäre Einflussfaktoren für die Erwerbsbeendigung  

Neben den Alterssicherungsleistungen können weitere Transfers wie beispielsweise Abferti-

gungszahlungen den Zeitpunkt des endgültigen Erwerbsaustritts mit beeinflussen. Die Abfer-

tigungszahlung in den Niederlanden setzt sich aus dem Monatsgehalt, der Dauer des Dienst-

verhältnisses und einem Korrekturfaktor31 zusammen. Das Monatsgehalt wird zudem mit dem 

Alter der Beschäftigten gewichtet,32 es gibt keine Obergrenzen.33 Aus den niederländischen 

Abfertigungsvorschriften leitet sich vor allem für ältere Arbeitskräfte ein relativ strenger 

Kündigungsschutz ab, da Ältere tendenziell über mehr Dienstjahre verfügen und die Höhe der 

Abfertigung zudem an das Alter gekoppelt ist. 

                                                      
29 2013 waren knapp 30.000 Frauen (60 Jahre und älter) und 17.500 Männer (65 Jahre und älter) sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt, rund 1,7% bzw. 3,4% aller erwerbstätigen Frauen bzw. Männer. 
30 Übergang vom leistungsorientierten zum beitragsorientieren System (NDC notional defined contributions) mit 
verpflichtender Anlage eines Beitragsteils in kapitalgedeckten Systemen.  
31 Der Korrekturfaktor berücksichtigt die Gründe der Kündigung. Er ist größer eins, wenn die Gründe überwie-
gend beim Arbeitgeber zu finden sind und kleiner eins, wenn sie überwiegend dem Arbeitnehmer zugeschrieben 
werden können (Europäische Kommission 2011).  
32 Ein höheres Alter impliziert ein höheres Gewicht. OECD: http://www.oecd.org/els/emp/Netherlands.pdf.  
33 Im April 2013 haben sich Regierung und Sozialpartner auf eine Änderung verständigt; der Vorschlag sieht für 
jedes Jahr Betriebszugehörigkeit einen halben Monatslohn an Abfertigung, gedeckelt mit 75.000 €, vor (OECD 
2014). 
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Im österreichischen Abfertigungssystem34 leisten Arbeitgeber einen monatlichen Beitrag 

(1,53% des monatlichen Gehalts inkl. Sonderzahlungen) auf ein Konto der ArbeitnehmerIn-

nen bei betrieblichen Vorsorgekassen. In Schweden sind Abfertigungszahlungen gesetzlich 

nicht vorgesehen (Europäische Kommission 2011), wobei Abfertigungsansprüche oftmals in 

Kollektivverträgen geregelt sind: Ähnlich wie in Österreich zahlen hierbei die Arbeitgeber 

einen Prozentsatz vom Lohn in ein Versicherungssystem ein.35 In Deutschland haben Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrieben mit maximal zehn Arbeitskräften keinen An-

spruch auf Abfertigung. Ebenso entfällt der Anspruch, wenn die Kündigung auf persönliche 

Gründe zurückzuführen ist (außer der Kollektivvertrag oder ein Sozialplan sieht eine Abferti-

gung vor). Erfolgt die Kündigung aus betrieblichen Gründen und unterlässt die Arbeitnehme-

rin/der Arbeitnehmer die Anrufung des Gerichts in dieser Causa, so besteht in Deutschland 

ein Recht auf Abfertigung. Diese beträgt einen halben Monatslohn je Dienstjahr.36 

Diese Abfertigungstransfers können seitens der Versicherten als finanzielle Überbrückung bis 

zur Erreichung der gesetzlichen Altersgrenzen verwendet werden. Die relativ hohen Abferti-

gungsleistungen in den Niederlanden können die relativ niedrigen Beschäftigungsquoten Älte-

rer vermutlich mit erklären.  

 

3.3. Soziale Sicherung im Fall von Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit 

3.3.1 Grundsätzliche Regelungen im Krankheitsfall 

Wesentliche Bestimmungsfaktoren für die Krankenstandshäufigkeit sind die altersmäßige 

Zusammensetzung der erwerbstätigen Bevölkerung, die Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstruk-

tur sowie institutionelle Regelungen des Krankenstandsystems (OECD 2010, Famira-

Mühlberger et al. 2010). Unterschiedlich hohe Krankenstandsquoten reflektieren auch unter-

schiedliche Beschäftigungsquoten von älteren Personen, da diese überproportional von 

Krankheiten betroffen sind. Aus einer institutionellen Sicht haben Länder mit einer längeren 

potenziellen Bezugsdauer von Krankengeld (bzw. Entgeltfortzahlung wie in den Niederlan-

den) in der Regel auch höhere Krankenstandsquoten, da Personen länger im System „Krank-

heit“ erfasst sind. Johansson und Palme (2005) zeigen, dass rechtliche Regelungen des Kran-

kenstandsystems einen direkten Einfluss auf die Häufigkeit von Krankenständen haben. 

Großzügigere Krankengeldregelungen führen zu höheren Krankenstandsquoten (und umge-

                                                      
34 Für Arbeitsverhältnisse die nach dem 1.1.2003 begonnen wurden.  
35 OECD: http://www.oecd.org/els/emp/Sweden.pdf. 
36 OECD: http://www.oecd.org/els/emp/Germany.pdf.  
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kehrt).37 Die OECD (2010) hebt hervor, dass umfassende Reformen der Arbeitslosenversiche-

rungssysteme den Zugang und die Bezugsdauer von Arbeitslosenunterstützung reduziert, und 

gleichzeitig Reformen der Alterssicherungssysteme die Zahl der vorzeitigen Erwerbsaustritte 

verringert haben. In weiterer Folge lassen diese Reformen den Anteil von älteren, und viel-

leicht gesundheitlich instabileren Personen am Arbeitsmarkt steigen und damit letztlich auch 

die Krankenstandsquoten. 

Krankenstände gehen mit hohen betrieblichen und volkswirtschaftlichen Kosten und mit ne-

gativen Folgen für die Betroffenen einher, einschließlich der Gefahr, dass längere Abwesen-

heiten vom Arbeitsplatz zu einer „Inaktivitätsfalle“ führen (Leoni 2013). Krankenstände sind 

nämlich ein wichtiger medizinischer Vorlaufindikator von Invalidität. Häufige und/oder lange 

krankheitsbedingte Fehlzeiten erhöhen das Risiko, später erwerbsinaktiv und permanent ar-

beitsunfähig zu werden (Markussen et al. 2012; Leoni 2011; OECD 2010).  

Die erste Stufe der Leistung im Krankheitsfall ist die Entgeltfortzahlung. In Deutschland und 

Österreich beträgt die gesetzliche Bezugsdauer der Entgeltfortzahlung 6 bzw. 6-12 Wochen 

im Ausmaß von 100% des letzten Entgelts, in Schweden 13 Tage (meist aber durch Kollek-

tivverträge verlängert). Die Bezugsdauer und die Höhe des Krankengeldes – die zweite Stufe 

der Leistungen – variieren relativ stark zwischen den Vergleichsländern. In den Niederlanden 

wird staatliches Krankengeld nur subsidiär an jene Personen bezahlt, die kein Arbeitsverhält-

nis mehr haben, ansonsten kommt der Arbeitgeber durch eine zweijährige Entgeltfortzahlung 

im Ausmaß von mindestens 70% (meist im ersten Jahr durch Kollektivverträge höher) für 

Unterstützungsleistungen im Krankheitsfall auf.38 Eine relativ kurze Bezugsdauer sowie ein 

relativ niedriges Krankengeld findet sich in Österreich (i.d.R. 52 Wochen39 sowie 50% des 

letzten Bruttoentgelts, ab dem 43. Tag 60%). In Deutschland kann Krankengeld bis zu 72 

Wochen40 in der Höhe von 70% des letzten Bruttoentgelts (max. 90% des letzten Nettoent-

gelts) bezogen werden. In Schweden ist zwar die reguläre maximale Bezugsdauer derjenigen 

in Österreich gleich (364 Tage) – wenn auch beträchtlich höher (knapp 80% des letzten Ein-

kommens) – es gibt jedoch in manchen Fällen die Möglichkeit eines längeren Bezugs: Das 

                                                      
37 Das Ausmaß dieser Effekte hängt jedoch wesentlich davon ab, inwiefern begleitende Maßnahmen und Kont-
rollmechanismen möglichen moral hazard Problemen (=Problem einer Verhaltensänderung durch eine Versiche-
rung gegen ein Risiko) begegnen. 
38 Während des Bezugs der Entgeltfortzahlung besteht in den Niederlanden auch Kündigungsschutz. In Deutsch-
land und Österreich gibt es während des Krankengeldbezugs keinen gesonderten Kündigungsschutz, in Schwe-
den jedoch einen erweiterten Kündigungsschutz. 
39 Wenn die betroffene Person innerhalb des letzten Jahres vor Eintritt des Versicherungsfalles sechs Monate in 
die Krankenversicherung einbezahlt hat, sonst nur 26 Wochen. 
40 bzw. 78 Wochen, wobei die Periode der Entgeltfortzahlung angerechnet wird. 
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erweiterte Krankengeld41 kann um weitere 550 Tage bezogen werden und bei ernsten Krank-

heiten42 unter Umständen sogar unbegrenzt. Zusätzlich gibt es in Schweden – im Gegensatz 

zu Deutschland und Österreich – die Möglichkeit eines Teilkrankenstands im Ausmaß von 

25%, 50% oder 75% ab dem ersten Tag der Krankheit bis zur maximalen Bezugsdauer.43 In 

den Niederlanden ist ein Teilkrankenstand nur im Rahmen einer graduellen Wiedereingliede-

rung möglich. 

Die Niederlande haben in den 2000er Jahren einen Paradigmenwechsel im Falle von Krank-

heit (und Arbeitsunfähigkeit) vollzogen: Aktivierungsmaßnahmen wurden stark forciert, die 

Absicherung gegen den Einkommensverlust bei Krankheit weitgehend von der staatlichen 

Ebene abgezogen und die Verantwortung monetär, aber auch non-monetär, den Arbeitgebern 

übertragen (Yerkes 2011). Der Arbeitgeber ist für die Maßnahmen der Rehabilitation ihrer 

Beschäftigten verantwortlich.44 Seither haben sich die Anzahl der Krankenstände als auch in 

der Folge die Anzahl der BezieherInnen einer Erwerbsminderungsrente stark reduziert. Auch 

in Schweden wurde die Verantwortung der Arbeitgeber im Rehabilitationsprozess kranker 

Beschäftigter erhöht. Sehr reduzierte und relativ zahnlose Modelle sind in Deutschland (BEM, 

verpflichtend für Arbeitsgeber, freiwillig für Beschäftigte) und in Österreich (Arbeit- und 

Gesundheit-Gesetz AGG seit 2010) vorzufinden. 

Daraus folgt, dass in Schweden und in den Niederlanden vorübergehend gesundheitlich beein-

trächtigte Personen am längsten im Krankensystem45 – und damit statistisch im Beschäftig-

tensystem – bleiben können, aber auch, dass die Aktivierungsmaßnahmen (auch über Teil-

krankenstände) in diesen beiden Ländern am höchsten sind, was zusätzlich positiv auf die 

Beschäftigungsquote wirkt. 

3.3.2 Grundsätzliche Regelungen bei Arbeitsunfähigkeit 

                                                      
41 Für Personen, deren Arbeitskapazität nach einem Jahr Krankengeldbezug nicht ausreicht, um einen Job am 
Arbeitsmarkt anzunehmen. 
42 Liste an Krankheiten festgehalten vom National Board of Health and Welfare 
43 Evaluierungen zum Teilkrankenstandsmodell in Schweden zeigen, dass Teilkrankenstände zwar in der Regel 
mit längeren Krankenständen einhergehen, aber die Chancen auf eine berufliche Wiedereingliederung erhöhen 
(Marnetoft et al. 2001; Eklund et al. 2004; beide zitiert in Kausto et al. 2008). 
44 Die Durchführung der Rehabilitationsmaßnahmen wird i.d.R. an eine private Gesundheitsagentur ausgelagert. 
45 Die Krankenstandshäufigkeiten von Vollzeitbeschäftigten aus dem Jahr 2008 zeigt die höchsten Werte für 
Schweden (5,1%), gefolgt von den Niederlanden mit 3,8% und Deutschland mit 3,0%. Österreich bildet mit 
2,5% das Schlusslicht (Anteil der Vollzeitbeschäftigten, die in der Befragungswoche für mindestens einen Tag in 
Krankenstand sind, Basis ELFS) (OECD 2010). Andere Werte, aber die gleiche Reihenfolge (Deutschland und 
Österreich allerdings mit den gleichen Krankenstandshäufigkeiten), zeigt eine Auswertung der LFS Daten aus 
dem Jahr 2013. Schweden weist eindeutig überdurchschnittlliche Krankenstandshäufigkeiten auf, ebenso die 
Niederlande, Deutschland und Österreich unterdurchschnittliche (vollzeitbeschäftigte ArbeitnehmerInnen, die in 
der Referenzwoche weniger arbeiteten aufgrund von Krankheit). 
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Hohe Zugangsraten bei Erwerbsminderungsrenten (EMR) in den 80er und 90er Jahren haben 

in allen Vergleichsländern zu Reformen der Systeme geführt. So wurden die Zugangsbestim-

mungen verschärft, Rehabilitationsmaßnahmen forciert, die Kontrollen des Rehabilitations-

prozesses wurden verschärft und Unternehmen in diesen Prozess eingebunden (v.a. Nieder-

lande, auch in Schweden). Der Anteil der Personen mit Erwerbsminderungsrenten an der Er-

werbsbevölkerung (20 bis 64 Jahre) war 2008 in Schweden mit 10,3% am höchsten, gefolgt 

von den Niederlanden (8,1%). Das Schlusslicht bilden Österreich (4,6%) und Deutschland 

(3,9%) (OECD 2010). Daten des EU-SILC bestätigen diese Reihenfolge.46 

Sowohl das erforderliche Ausmaß der Erwerbsminderung, die Feststellung und Kontrolle der-

selben, als auch die Bedingungen des Leistungsbezugs und die Re-Integrationsmaßnahmen 

weisen starke nationale Besonderheiten in den Vergleichsländern auf. Auch bei der Er-

werbsminderungsrente wurden die weitreichendsten Reformen in den Niederlanden durchge-

führt. Erst nach der Ausschöpfung einer zweijährigen Rehabilitationsphase (im Rahmen der 

Entgeltfortzahlung, siehe oben) kann ein Antrag auf Erwerbsminderungsrente gestellt wer-

den.47 Darüber hinaus gibt es für erwerbsgeminderte Beschäftigte Lohnzuschläge um die ver-

bleibende Arbeitsfähigkeit zu nutzen (OECD 2014). Diese Re-Integrationsmaßnahmen bzw. 

die Kombination von Leistungsbezug, Erwerbseinkommen und Lohnsubvention sind mit ei-

ner Arbeitsmarktbindung bzw. Beschäftigungsförderung verbunden, die es in den anderen 

Vergleichsländern in dieser Form nicht gibt.48 Auch in Schweden haben unterschiedliche Re-

formen den Zugang zur EMR strikter gemacht und die Ersatzraten reduziert. Eine Umstellung 

des Krankengeldsystems im Jahr 2006 hat die Einbindung der Arbeitgeber im Rehabilitati-

onsprozess erhöht mit dem Ziel, betroffene Personen, schneller wieder in den Arbeitsprozess 

zu integrieren, was zu einer deutlichen Reduktion der EMR geführt hat. Jüngste Reformen in 

Deutschland und Österreich haben vor allem auf eine Forcierung der Rehabilitation fokus-

siert. 

Empirische Studien legen nahe, dass wirtschaftliche Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle 

bei der Erklärung der Anzahl der EMR-BezieherInnen als auch bei den Zu- und Abgangsraten 

spielen. So wird gezeigt, dass regionale Arbeitslosenraten ein wichtiger Erklärungsfaktor für 

die Anzahl der EMR-BezieherInnen (Benítez-Silva et al. 2010) bzw. für den Zugang zur EMR 

                                                      
46 Andere Prozentwerte, aber die gleiche Reihenfolge präsentiert Grammenos (2013) auf Basis von EU-SILC 
2010). 
47 Aber nur, wenn die der Antragstellung vorhergehenden Rehabilitationsmaßnahmen vom nationalen Sozialver-
sicherungsinstitut als adäquat eingestuft wurden. Ansonsten kann die Verpflichtung der Entgeltfortzahlung um 
bis zu einem Jahr (auf bis zu drei Jahre) verlängert werden. 
48 Seit Durchführung der Reform im Jahr 2006 wurde in den Niederlanden ein starker Rückgang in den Zu-
gangsquoten beobachtet. 
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(Brussig 2012) sind.49 Zahlreiche empirische Studien zeigen, dass es weniger Gesundheitsin-

dikatoren als die rechtliche Ausgestaltung des sozialen Systems der Erwerbsminderung sind, 

die die Inanspruchnahme des Systems im Wesentlichen bestimmen. Entscheidende Faktoren 

hierbei sind die Definition von Erwerbsminderung bzw. Erwerbsunfähigkeit, Anspruchsvo-

raussetzungen, Höhe und Bezugsdauer, aber ebenso das Verhältnis zu Substituten bei Proble-

men der Arbeitsmarktintegration von Älteren (Johanssen et al. 2014; Börsch-Suppan 2011; 

Erlinghagen/Knuth 2010; Staubli 2011; Börsch-Suppan et al. 2009; Erlinghagen/Zink 2008). 

Weiters zeigt die empirische Literatur, dass das Vorhandensein und das Ausmaß der Genero-

sität von EMR das Arbeitsangebot und das Einkommen reduzieren, aber auch die Arbeitslo-

sigkeit und andere Sozialsysteme (Krankensystem, Rentensystem) aufgrund von Spillover-

Effekten beeinflussen (French/Song 2014; Maestas et al. 2013; Marie und Castello 2012; 

Staubli 2011; Autor/Duggan 2003). Allerdings hat die Ausgestaltung des EMR-Systems i.d.R. 

keinen Einfluss auf Personen mit schlechterer Gesundheit, während Personen mit relativ bes-

serer Gesundheit negative Effekte auf das Arbeitsangebot zeigen (Maestas et al. 2013) 

Obwohl in allen Vergleichsländern der Grundsatz „Rehabilitation vor Erwerbsminderungsren-

te“ gilt, ist der Zugang zur EMR sehr unterschiedlich geregelt. Österreich ist das einzige Ver-

gleichsland ohne Teilleistung und hat somit den restriktivsten Zugang zur EMR (bei dauerhaf-

ter Arbeitsunfähigkeit von mindestens 50%).50 Allerdings bedeutet das auch, dass die verblei-

bende Restarbeitsfähigkeit nicht genutzt wird. Die Möglichkeit von Teilleistungen51 erleich-

tert zwar den Zugang zu Leistungen, legen aber mehr Gewicht auf Aktivierung. Während in 

Deutschland die Teil-Erwerbsminderungsrente eine eher untergeordnete Rolle spielt (rund 6% 

der EMR sind Teil-Renten), kommt sie in Schweden und den Niederlanden häufiger vor (für 

Daten siehe Famira-Mühlberger et al. 2015). 

Die für eine EMR zu erfüllende Versicherungsjahre sind in Deutschland und Österreich am 

strengsten geregelt, in den Niederlanden gibt es keine Mindestversicherungsdauer, in Schwe-

den ist sie altersmäßig gestaffelt. Nur in Deutschland und Österreich52 gibt es keine garantier-

te Mindesthöhe der EMR (allerdings eine Grundsicherung). Dies führt im Ländervergleich zu 
                                                      
49 Dennoch scheint die EMR kein beschäftigungspolitisches Instrument in Deutschland zu sein, da Ältere einen 
angespannten regionalen Arbeitsmarkt eher über einen vorgezogenen Erwerbsaustritt als über die EMR verlassen 
(Brussig 2012). 
50 Österreich ist auch das einzige Vergleichsland, wo für AntragstellerInnen i.d.R. ein Berufsschutz bei der 
Überprüfung der möglichen beruflichen Tätigkeit gilt (in Deutschland unter gewissen Umständen nur für Perso-
nen, die vor dem 2.1.1961 geboren wurden). 
51 In Deutschland bei Arbeitsfähigkeit zwischen drei und sechs Stunden täglich, unter drei Stunden täglich die 
volle EMR; ist kein geeigneter Arbeitsplatz zu finden dann entsteht der Anspruch auf volle EMR; In den Nieder-
landen zwischen 35% und 80% ab 80% die volle EMR; in Schweden gibt es Teilleistungen bei Erwerbsminde-
rung von 25%, 50% oder 75%, darüber volle EMR.  
52 In Österreich gibt es allerdings eine bedarfsorientierte Ausgleichszulage (im Haushaltskontext). 
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einer niedrigen durchschnittlichen EMR in Deutschland.53 Ein Zusatzverdienst ist mit der 

Ausnahme von Schweden54 in allen Vergleichsländern möglich, wenn auch mit unterschied-

lich Höchstgrenzen. In den Niederlanden kann eine geeignete Arbeitsstelle den Grad an Er-

werbsminderung allerdings ändern und eine Revision der Leistungshöhe zur Folge haben.  

Die jüngsten Reformerfahrungen in den Niederlanden und Schweden zeigen, dass ein inte-

grierter Ansatz von verpflichtenden Rehabilitationsmaßnahmen (wobei die Verpflichtung 

sowohl die ArbeitnehmerInnenseite als auch auf der Arbeitgeberseite betrifft) in Verbindung 

mit Teilleistungen (Teil-Invaliditätsrenten) den Arbeitsmarktverbleib von gesundheitlich be-

einträchtigten älteren Erwerbspersonen fördert und sich mithin positiv in der Beschäftigungs-

quote auswirkt.  

 

4 Fazit: Wie sozialrechtliche Regelungen Beschäftigungsquoten Älterer beeinflussen 

Die Erhöhung der Beschäftigungsquoten Älterer wird sowohl in der arbeitsmarktpolitischen 

Diskussion in Europa als ein wichtiges Ziel erachtet, sie garantiert auch die individuelle Al-

terssicherung wie auch die finanzielle Nachhaltigkeit der Wohlfahrtsstaaten. Längere Er-

werbskarrieren erhöhen einerseits Steuern und Sozialversicherungsabgaben und reduzieren c. 

p. die öffentlichen Aufwände für die Alterssicherung. Dies ist vor allem deshalb relevant, da 

in den nächsten Jahren geburtenstarke Jahrgänge ins „rentenfähige“ Alter kommen.55 

Dieser Beitrag hat gezeigt, dass die im LFS ausgewiesenen Beschäftigungsquoten der 55-64-

Jährigen sehr unterschiedlich in den vier analysierten Ländern – Deutschland, die Niederlan-

de, Österreich und Schweden – sind. Zwischen Schweden und Österreich, den Ländern mit 

der höchsten und niedrigsten Beschäftigungsquote Älterer liegen immerhin 28,7 Prozentpunk-

te. Wie ist dieser markante Unterschied erklärbar? Wir argumentieren in diesem Beitrag, dass 

ein Teil der Erklärung in den unterschiedlichen Sozialsystemen liegt, wobei wir uns auf die 

Regulierungen im Fall von Arbeitslosigkeit, Krankheit/Erwerbsminderung und die Alterssi-

cherung konzentrieren – sie beeinflussen vor allem am Ende der Erwerbskarriere den Ar-

beitsmarktstatus. 

                                                      
53 Die Höhe der EMR in den untersuchten Ländern kann hier nicht miteinander verglichen werden, da sich die 
Berechnungsarten zu stark voneinander unterscheiden (für Details sie Famira-Mühlberger et al., 2015). 
54 Kein Nebenverdienst mehr möglich für Neuzugänge seit Mitte 2008 (bei „Krankheitsausgleich“). 
55 Allerdings zeigen sich auch hier zwischen den vier Ländern Unterschiede: Im Jahr 2013 waren in Deutschland 
20,3% der Bevölkerung im Erwerbsalter (15-64 Jahre) zwischen 55 und 64 Jahre alt, in Österreich lag der Ver-
gleichswert bei 17,9% (die Niederlande 19,5%, Schweden 18,8%, EU-28 19,3%). 
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Dieser Betrag analysierte die unterschiedlichen Einflüsse der sozialen Sicherungssysteme auf 

den Erwerbsstatus Älterer. Eine Quantifizierung ist jedoch nicht möglich. Zum einen sind die 

nationalen Sicherungssysteme ständigen Reformbemühungen samt Übergangsfristen unter-

worfen. Zum anderen reicht für die Klassifizierung „erwerbstätig“ bereits eine Wochenstunde 

Erwerbsarbeit – ein Stundenausmaß, das vielfach kompatibel mit einem Parallelbezug von 

(Teil-)Leistungen des sozialen Sicherungssystems ist. Der LFS erhebt den Bezug von Leis-

tungen des sozialen Sicherungssystems nicht. Damit blenden die Daten die institutionellen 

Unterschiede in den sozialen Sicherungssystemen aus, obwohl diese den Rahmen für Be-

schäftigung im Alter mitbestimmen. Darüber hinaus gibt es Befunde in der Literatur, dass der 

Erwerbsstatus auf Basis der Befragung im LFS länderspezifische soziale Normen und Wert-

haltungen wiedergibt. Trotz einheitlicher Definition von „Beschäftigung“ im LFS verbleiben 

Unterschiede, die bei Ländervergleichen einen wichtigen Hintergrund darstellen. Folgende 

Unterschiede zeigen sich in den analysierten Sicherungssystemen: 

Die Wirkung des Arbeitslosenversicherungssystems auf den Erwerbsstatus ist mannigfach: Je 

nach Ausgestaltung des Systems können Arbeitslosengeldbeziehende im LFS als Arbeitslose, 

Inaktive oder Erwerbstätige klassifiziert werden. Um im LFS als arbeitslos klassifiziert zu 

werden, dürfen die Befragten nicht erwerbstätig sein, müssen aktiv nach Arbeit suchen und 

für eine Arbeitsaufnahme zur Verfügung stehen. Der Bezug von Arbeitslosengeld ist dagegen 

irrelevant. Bereits das erste Kriterium, die Nicht-Erwerbstätigkeit, wird in Deutschland und 

Österreich durch die Möglichkeit der Kumulierung von Arbeitslosengeld und Erwerbsein-

kommen unterlaufen. In den beiden deutschsprachigen Ländern sollte sich diese Regelung 

somit positiv auf die Beschäftigungsquote auswirken. Das zweite Kriterium, die aktive Suche 

nach Arbeit, ist zwar in allen Ländern Bedingung für den Bezug von Arbeitslosengeld, jedoch 

gibt es in Deutschland und Österreich Sonderleistungen für Ältere im Arbeitslosenversiche-

rungssystem, die von der Arbeitssuche befreien. Sie sollten sich im LFS als Inaktive klassifi-

zieren; ebenso wie Leistungsbeziehende aus der Arbeitslosenversicherung für die Dauer der 

Teilnahme an Schulungsmaßnahmen. Daneben gibt es noch weitere Ausgestaltungselemente 

der Arbeitslosenversicherung, die auf den Erwerbsstatus wirken – dazu zählt etwa die maxi-

male Bezugsdauer. Die maximale Bezugsdauer von Arbeitslosengeld differiert in der Gruppe 

der 55- bis 64-Jährigen und liegt bei 12 Monaten in Österreich, rund 14 Monaten in Schwe-

den, 24 Monaten in Deutschland und 38 Monaten in den Niederlanden. Die kurze Bezugsdau-

er in Österreich wird allerdings durch die Teilnahme an Schulungsmaßnahmen gänzlich, in 

Deutschland teilweise verlängert; in Schweden und den Niederlanden dagegen nicht. Die rela-

tiv lange Bezugsdauer in den Niederlanden sollte sich, in Kombination mit dem Fehlen von 
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Zuverdienstmöglichkeiten während des Arbeitslosengeldbezugs, negativ auf die Beschäfti-

gungsquote auswirken. 

Die Wirkung des Alterssicherungssystems auf den Erwerbsstatus wird maßgeblich von den 

Altersgrenzen im Rentensystem bestimmt. Die Spannweite der aktuellen Altersgrenzen in den 

gesetzlichen Alterssicherungssystemen variiert zwischen 60 (Frauen in Österreich) und 65 (+2 

Monate) (Volkspension in den Niederlanden) Jahren, die Beschäftigungsquote der 55- bis 64-

Jährigen reicht von 36,0% der Frauen in Österreich bis 76,9% der Männer in Schweden. Zu-

sätzlich sehen Deutschland und Österreich unter bestimmten Umständen vorzeitige Rentenzu-

gänge mit (und zum Teil aber auch ohne) Abschlägen vor. Dies reflektiert sich in den Be-

schäftigungsquoten Älterer: die Möglichkeiten des vorzeitigen Rentenantritts in Deutschland 

und Österreich drücken sich in geringen Beschäftigungsquoten Älterer aus, das Fehlen dieser 

Möglichkeiten in Schweden bildet sich in den höheren Beschäftigungsquoten ab (aber auch in 

den höheren Krankenstands- und EMR-Quoten). 

Die Bedeutung der Altersgrenzen im gesetzlichen Rentensystem hängen aber auch stark von 

der institutionellen Ausgestaltung aller Säulen der Alterssicherung ab. Während in Deutsch-

land und Österreich gegenwärtig die Transfers aus der ersten Säule das Alterseinkommen 

dominieren, sind es in Schweden und vor allem in den Niederlanden, betriebliche Regulierun-

gen (zweite Säule), die einen entscheidenden Einfluss auf die Arbeitsmarktpartizipation ha-

ben. Anders als in der ersten Säule sind in der schwedischen und niederländischen zweiten 

Säule (betriebliche Rente) vorzeitigen Altersleistung vorgesehen. Weiters wird die Beschäfti-

gungsquote Älterer von der Möglichkeit von Teilleistungsbezügen beeinflusst: Besteht in 

Ländern die Möglichkeit von Teilrenten, sollte die Beschäftigungsquote höher ausfallen als in 

Ländern ohne Teilrenten (Österreich).  

Die Beendigung der Erwerbsphase und damit die Höhe der Beschäftigungsquote Älterer hän-

gen maßgeblich, aber nicht ausschließlich, von den Zugangsregelungen der gesetzlichen Al-

terssicherungssysteme ab. Das Zusammenwirken der verschiedenen Säulen der Alterssiche-

rung, finanzielle Transfers im Zusammenhang mit der Erwerbsbeendigung (Abfertigungsrege-

lungen), Arbeitsplatzgegebenheiten (altersgerechte Arbeitsplätze) spielen ebenso ein Rolle 

wie die ökonomische Situation im Haushaltskontext und die makroökomischen Gegebenhei-

ten.  

Weiters ergeben sich Verzerrungen im LFS durch das Krankenversicherungssystem: Personen 

mit aufrechtem Beschäftigungsverhältnis, die jedoch aufgrund einer Krankheit nicht an ihrem 

Arbeitsplatz sind, gelten im LFS als erwerbstätig. Länder mit einer längeren möglichen Be-

zugsdauer von Krankengeld (z. B. in den Niederlanden in Form einer zweijährigen Entgelt-
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fortzahlung durch den Arbeitgeber oder in Schweden durch das erweiterte Krankengeld) ha-

ben in der Regel auch höhere Krankenstandsquoten, da Personen länger im System „Krank-

heit“ – und damit im LFS in Erwerbstätigkeit – bleiben. Darüber hinaus gilt aber auch, dass 

Länder mit einer hohen Erwerbsquote der Älteren (wie Schweden) auch mehr Personen im 

Krankensystem aufweisen, da ältere Personen überproportional stark von Krankheit betroffen 

sind.56 Umgekehrt bedeutet die wesentlich geringere Erwerbsquote der Älteren in Österreich 

auch geringere Krankenstandsquoten, da viele potentiell Kranke bereits über das Alters- und 

Erwerbsminderungssystem den Arbeitsmarkt verlassen haben (dieselbe Logik gilt auch für 

Arbeitslose und EMR Beziehende).57 

Die Systeme der Erwerbsminderung sind u. a. bezüglich der abzugsfreien Nebenverdienste 

unterschiedlich geregelt. Ebenso wirken sich die Möglichkeiten von Teilleistungen dahinge-

hend aus, dass diese die ausgewiesene Beschäftigungsquote im LFS erhöhen: Verhältnismä-

ßig mehr EMR-Beziehende in Schweden sowie in den Niederlanden und Deutschland 

(schwächer) fallen nach der LFS Definition unter Erwerbstätige, da sie Teilleistungen aus 

dem sozialen Sicherungssystem beziehen und parallel einer Teilzeitarbeit nachgehen. Zusätz-

lich wirken Maßnahmen, die ein größeres Gewicht auf Aktivierungsmaßnahmen legen (allen 

voran die Niederlande, z. B. durch Lohnzuschüsse), positiv auf die Beschäftigungsquote. 

Abschließend sei festgehalten, dass der LFS als Systematik für Ländervergleiche nur bedingt 

geeignet ist. Für Fragen der ökonomischen Absicherung der Beschäftigten ist der LFS nicht 

geeignet, da die Beschäftigungserfassung von einer Stunde Erwerbstätigkeit ein quantitativer 

Indikator aber kein qualitativer Indikator ist (abgesehen von den oben diskutierten Verzerrun-

gen). Fragen der finanziellen Nachhaltigkeit sozialer Sicherungssysteme, die über Beiträge 

der Erwerbstätigen finanziert sind (Deutschland, Österreich) können nicht alleine auf der 

Grundlage der Beschäftigungsquotenentwicklung behandelt werden.  
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